
 
Newsletter – Juli 2018 
Arbeits-, Pflege-, Wirtschafts- und Notarrecht  
 
„Nicht Sprüche sind es, woran es fehlt, die Bücher sind voll davon. Woran 
es fehlt, sind Menschen, die sie anwenden.“ (Epiktet).   
 
 
Arbeitsrecht: 
 

 
 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit einem aktuellen Beschluß mit der 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgericht zur sachgrundlosen Befris-
tung nach § 14 Absatz 2 TzBfG aufgeräumt (BVerfG, Beschluß vom 
6.6.2018 – 1 BvL 7/14 und 1 BvR 1375/14). Die zuletzt vom Bundesar-
beitsgericht im Wege der Rechtsfortblidung gestaltete dreijährige Karrenz-
zeit zwischen zwei sachgrundlosen Befristungen ist verfassungswidrig.  
 
Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden: Die gesetzliche Be-
schränkung befristeter Beschäftigungsformen und die Sicherung der unbe-
fristeten Dauerbeschäftigung als Regelbeschäftigungsform trägt der sich 
aus Artikel 12 Absatz 1 GG ergebenden Pflicht des Staates zum Schutz 
der strukturell unterlegenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und dem 
Sozialstaatsprinzip der Artikel 20 Absatz 1, Artikel 28 Absatz 1 GG Rech-
nung. 
 
Die mit einer Beschränkung der sachgrundlosen Befristung auf die erstma-
lige Beschäftigung bei dem jeweiligen Arbeitgeber einhergehende Beein-
trächtigung der individuellen Berufsfreiheit ist insoweit gerechtfertigt, als 
dies für den Schutz vor der Gefahr der Kettenbefristung in Ausnutzung 
einer strukturellen Unterlegenheit und zur Sicherung des unbefristeten Ar-
beitsverhältnisses als Regelfall bedarf. 
 
Richterliche Rechtsfortbildung darf den klar erkennbaren Willen des Ge-
setzgebers nicht übergehen und durch ein eigenes Regelungsmodell er-
setzen. 
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Die Vorlage geht davon aus, dass § 14 Absatz 2 Satz 2 TzBfG die sach-
grundlose Befristung auf die erstmalige Beschäftigung beim jeweiligen Ver-
tragsarbeitgeber beschränkt und stellt die Frage, ob die Vorschrift mit die-
sem Inhalt mit Artikel 12 und Artikel 3 GG vereinbar ist.  
 
Das Bundesarbeitsgericht legt § 14 Absatz 2 Satz 2 TzBfG demgegenüber 
dahin aus, dass dieselben Arbeitsvertragsparteien nach einer Unterbre-
chung von drei Jahren erneut einen sachgrundlos befristeten Arbeitsvertag 
schließen dürfen (BAG, erstmals mit Urteil vom 4.6.2011, NZA 2011, 905).  
Das Bundesverfassungsgericht hat die Auslegung des bundesarbeitsge-
richt für verfassungswidrig erklärt. Sie löst sich von der gesetzgeberischen 
Grundentscheidung und ersetzt diese durch ein eigenes Regelungsmodell, 
das der Gesetzgeber erkennbar nicht wollte. Damit sind die Grenzen zuläs-
siger Rechtsfortbildung durch die Gerichte überschritten. 

 
 
Wirtschaftsrecht und Notarrecht:  
 

 
 
Das Oberlandesgericht Frankfurt a. M. hat mit Beschluss vom 16.03.2018 
(20 W 65/18) entschieden:  
 
Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts kann als Vollstreckungsgläubigerin 
einzutragende Berechtigte der Zwangshypothek sein. Eintragungsgrund-
lage ist im Falle der Zwangshypothek allein der Vollstreckungstitel, der 
insoweit die sonst notwendige Bewilligung des Betroffenen nach § 19 GBO 
ersetzt.  
 
Der Vollstreckungstitel hat wegen § 47 Absatz 2 GBO deren Gesellschafter 
vollständig auszuweisen, ansonsten ist die Eintragung einer Zwangssiche-
rungshypothek auf dieser Grundlage nicht möglich.   
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Das Bundessozialgericht hat sich mit Urteil vom 29.6.2017 (B 3 KR 31/15 
R) zu Schiedsverfahren im Bereich der häuslichen Krankenpflege ge-
äußert. Danach gilt: Eine allgemeine Leistungsklage vor Durchführung ei-
nes Schiedsverfahrens ist nicht als unzulässig, sondern entsprechend der 
zivilprozessualen Grundsätze als „zur Zeit unbegründet“ abzuweisen. 
 
Das Schiedsverfahren im Bereich der häuslichen Krankenpflege entspricht 
dem im Zivilrecht üblichen Schlichtungsmodell nach § 317 BGB, der 
Schiedsspruch ist ein „Schiedsgutachten im weiteren Sinne“ und keine 
Schiedsabrede iS von § 1029 Abs. 1 ZPO iVm § 202 SGG. 
 
Bei einem gesetzlichen Vertragsmodell ist eine Vertragslücke nicht durch 
richterliche Vertragsauslegung, sondern zunächst durch den Spruch einer 
Schiedsperson zu schließen.  
 
 
Über uns: 
 

 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar ist eine der führenden 
wirtschaftsberatenden Rechtsanwalts- und Notarkanzleien für Pflegeunter-
nehmen. Der Schwerpunkt unserer Beratung ist die Pflegewirtschaft. Wir 
beraten Unternehmen, Körperschaften und Verbände in allen Fragen des 
Wirtschafts-, Arbeits- und Pflegerechts bundesweit. Ferner gehören Unter-
nehmensverkäufe und Umstrukturierungen zu unseren Stärken. Zudem 
bieten wir unsere Beratung „rund um die Pflegeimmobilie“ an. Wir verste-
hen uns als Berater von Unternehmen und haben über die grundständige 
Rechtsberatung hinaus stets die optimale wirtschaftliche Lösung für unse-
re Mandanten im Blick. Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar ar-
beitet mit Steuer-, Unternehmensberatern und Notaren zusammen. So 
werden wir den Erfordernissen von komplexen Mandaten gerecht. 
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Bochum ist unser Standort. Hier besteht eine gute verkehrstechnische An-
bindung zu den Mandanten. Außerdem befindet sich Bochum „in der Mitte 
der Metropole Ruhr“, dem führenden und aufregendsten Wirtschaftsstand-
ort Deutschlands. 
  
Neben der Rechts- und Unternehmensberatung bieten wir regelmäßig Se-
minarveranstaltungen für Unternehmen und Fachverbände zu ausgewähl-
ten Themen an. 
 
Rückfragen? Beantworten wir gerne persönlich. 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar 
Grabenstr. 12 
Kortumhaus 
44787 Bochum 
Telefon +49 (0)234 579 521-0 
Telefax +49 (0)234 579 521-21 
E-Mail: kontakt@ulbrich-kaminski.de 
www.ulbrich-kaminski.de 
 
 
Datenschutz: 
 
Da am 25.05.2018 die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in Kraft ge-
treten ist, möchten wir unsere bisherigen Leser unseres Newsletters auf die 
folgende Datenschutzerklärung hinweisen. Mit dieser möchten wir Sie über 
die Art, den Umfang und den Zweck der Erhebung und Verwendung per-
sonenbezogener Daten durch den Websitebetreiber www.ulbrich-
kaminski.de informieren. Gemäß § 7 Absatz 3 UWG werden wir Ihre 
Mailadresse für den Versand des Newsletters auch weiterhin ohne Ihre 
ausdrückliche Einwilligung verwenden. Für alle neuen Leser unseres 
Newsletters ab dem 25.05.2018 holen wir eine gesonderte schrftliche Ein-
willigung ein.  
 
Der Websitebetreiber nimmt Ihren Datenschutz sehr ernst und behandelt 
Ihre personenbezogenen Daten vertraulich und entsprechend den gesetzli-
chen Vorschriften. Bedenken Sie, dass die Datenübertragung im Internet 
grundsätzlich mit Sicherheitslücken bedacht sein kann. Ein vollumfängli-
cher Schutz vor dem Zugriff durch Fremde ist nicht realisierbar.  
 
Der Websitebetreiber bzw. Seitenprovider erhebt Daten bei der Anmeldung 
zum Newsletter. Die erhobenen Daten werden ausschließlich zur Versen-
dung des Newsletter verwendet und nicht an Dritte übermittelt. Erhoben 
werden: 
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• Name, Vorname 
• E-Mail-Adresse 

 
Der Websitebetreiber erhebt, nutzt und gibt Ihre personenbezogenen Da-
ten nur dann weiter, wenn dies im gesetzlichen Rahmen erlaubt ist oder 
Sie in die Datenerhebung einwilligen. Als personenbezogene Daten gelten 
sämtliche Informationen, welche dazu dienen, Ihre Person zu bestimmen 
und welche zu Ihnen zurückverfolgt werden können – also beispielsweise 
Ihr Name, Ihre E-Mail-Adresse und Telefonnummer. 
 
Nehmen Sie mit dem Websitebetreiber durch die angebotenen Kontakt-
möglichkeiten Verbindung auf, werden Ihre Angaben gespeichert, damit 
auf diese zur Bearbeitung und Beantwortung Ihrer Anfrage zurückgegriffen 
werden kann. Ohne Ihre Einwilligung werden diese Daten nicht an Dritte 
weitergegeben. Sie als Nutzer erhalten auf Antrag Ihrerseits kostenlose 
Auskunft darüber, welche personenbezogenen Daten über Sie gespeichert 
wurden. Sofern Ihr Wunsch nicht mit einer gesetzlichen Pflicht zur Aufbe-
wahrung von Daten (z. B. Vorratsdatenspeicherung) kollidiert, haben Sie 
ein Anrecht auf Berichtigung falscher Daten und auf die Sperrung oder 
Löschung Ihrer personenbezogenen Daten. Ferner möchten wir klarstellen, 
dass Sie jederzeit der Erhebung und Verwendung Ihrer Daten widerspre-
chen können. Ebenfalls können Sie unproblematisch durch eine Mail an 
unsere Kanzlei derweiteren Zusendung unseres Newsletters widerspre-
chen.  
 
 


